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Untermietverhältnisses gemäß § 128 ZGB zulässigerweise 
ohne Zuweisung —, zu Großeltern, Geschwister oder son­
stigen Verwandten ziehen. Ein Recht, nach dem Tode der 
Großeltern, Geschwister oder sonstigen Verwandten in de­
ren Mietvertrag einzutreten, also die Wohnung für sich zu 
behalten, besteht folglich auch in diesen Fällen nicht Die 
Wohnung muß vielmehr unter denselben Gesichtspunkten 
geräumt werden, wie das bei Beendigung aller anderen 
Untermietverhältnisse der Fall ist. Solche Zuzüge junger 
Leute zu Verwandten können in der Regel nicht mehr sein 
als eine Zwischenlösung. Eine Dauerlösung kann von vorn­
herein nur im Einvernehmen mit den Organen der Wohn­
raumlenkung erzielt werden.

Oberrichter GOTTFRIED HEJHAL,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

Garantieansprüche des Käufers bei 
erheblichen Unterrostungen 
der Karosserie eines neuen Pkw
Es ist die Frage auf getreten, ob die Garantieansprüche des 
Käufers eines neuen Pkw, der bereits kurze Zeit nach dem 
Kauf erhebliche Unterrostungen an allen Teilen der Karos­
serie aüfweist, durch Nachbesserung in der Weise erfüllt 
werden können, daß die Roststellen ausgeschliffen werden 
und der gesamte Pkw neu lackiert wird. Der Verkäufer 
hatte dies zugesagt, dagegen Ersatzlieferung und Austausch 
der Karosserie ausdrücklich abgelehnt.

§ 152 Abs. 1 ZGB schließt eine Nachbesserung auf die 
genannte Art und Weise generell nicht aus, sofern dies in 
angemessener Frist geschieht und die Mängel einwandfrei 
beseitigt werden. Bei der Beantwortung der Frage muß 
aber auch § 2 der DVO zum ZGB über Rechte und Pflich­
ten bei der Reklamation nicht qualitätsgerechter Waren 
vom 27. Dezember 1976 (GBl. I 1977 Nr. 2 S. 9) beachtet 
werden, der die Modalitäten der Nachbesserung regelt. 
Nach § 2 Abs. 2 (3. Stabstrich) der DVO kann der Garantie­
verpflichtete Garantieansprüche des Käufers durch Nach­
besserung erfüllen, wenn „der Gebrauchswert der Ware 
durch Auswechslung selbständiger und austauschbarer 
Teile“ wiederhergestellt werden kann.

Da es sich bei der Karosserie um einen selbständigen 
und auch austauschbaren Teil eines Pkw handelt, kann der 
Garantieanspruch der Nachbesserung in einem solchen Fall 
nur durch einen auf Kosten des Verkäufers vorzunehmen­
den Karosserieaustausch erfüllt werden. Ein Ausweichen 
des Verkäufers auf eine Restaurierung der mangelhaften 
Karosserie in Form von Ausschleifen der Roststellen und 
Neulackierung ist in der DVO zum ZGB nicht vorgesehen 
und daher gegen den Willen des Käufers nicht zulässig.

Von dieser Rechtslage geht auch die DVO aus, die in 
§ 2 Abs. 4 den Käufer auf die im § 152 Abs. 2 ZGB genann­
ten Garantieansprüche — Ersatzlieferung, Preisminde-' 
rung oder Preisrückzahlung — verweist (vgl. auch 
H.-W. T e i g e  / G .  S c h ö n e m a n n ,  „Rechte und Pflich­
ten bei der Reklamation nicht qualitätsgerechter Waren“, 
NJ 1977, Heft 4, S. 109). Diese Ansprüche stehen dem Käu­
fer nicht erst dann zu, wenn er feststellt, daß eine Nach­
besserung nicht nach den Bedingungen des § 2 Abs. 1 bis 3 
der DVO durchgeführt wurde, sondern bereits dann, wenn 
der Verkäufer ihm die Ausschleifung und Neulackierung 
anbietet und erklärt, daß er einen Austausch der Karosse­
rie ablehnt. Dies folgt aus § 152 Abs. 2 ZGB, wonach der 
Käufer ein solches Angebot zurückweisen und andere 
Garantieansprüche geltend machen kann, da im vorliegen­
den Fall davon auszugehen ist, daß die vom Verkäufer 
vorgesehene Nachbesserung berechtigten Interessen des 
Käufers widerspricht.

Diese Regelung kann unter Beachtung des §151 Abs. 1 
ZGB jedoch nur bei sehr erheblichen Unterrostungen der

Karosserie gelten, so z. B. wenn Grundsätze der technologi­
schen Fertigung der Karosserie verletzt wurden und sich 
als Folge davon bereits in der Garantiezeit nach § 149 
Abs. 1 ZGB Unterrostungen in großer Zahl auch an solchen 
Stellen zeigen, die sich im allgemeinen erst nach Jahren 
als rostanfällig erweisen. Geringe Unterrostungen, insbe­
sondere an Stellen der Karosserie, die in der Regel rost­
anfällig sind, können nicht nach den obengenannten Ge­
sichtspunkten bewertet werden, da in diesem Fall der Ge­
brauchswert der Karosserie nicht beeinträchtigt wird und 
insoweit Garantieansprüche nicht bestehen.

CLAUS KEIL1TZ, Oberrichter am Bezirksgericht Leipzig

Problemberatungen auf dem Gebiet 
des Arbeitsrechts
Wie H. E i s e r e r / W .  S c h u l z  in NJ 1980, Heft 6, S. 274, 
bereits dargelegt haben, ist eine enge Zusammenarbeit der 
Gerichte mit anderen Organen eine wichtige Vorausset­
zung, um da§ sozialistische Arbeitsrecht in der Praxis 
immer besser durchzusetzen zu können. Mit dem Ziel, 
schnell, unbürokratisch . und operativ einheitliche Stand­
punkte zu arbeitsrechtlichen Fragen zu erarbeiten, führen 
wir in unserem Bezirk schon seit längerem Problembera­
tungen zu Fragen des Arbeitsrechts durch. An diesen Be­
ratungen nehmen der Vorsitzende des Senats für Arbeits­
recht, der Vorsitzende der Rechtskommission des FDGB- 
Bezirksvorstands und sein Vertreter sowie die auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts tätigen Mitarbeiter des Amtes 
für Arbeit und Löhne beim Rat des Bezirks teil. Künftig 
wird sich auch ein Vertreter des Staatsanwalts des Be­
zirks an den Beratungen beteiligen.

Im Rahmen dieser Beratungen konnte zu eiper Reihe 
von Problemen ein einheitlicher Standpunkt erarbeitet 
werden. Kann einmal eine Frage nicht geklärt werden, 
konsultieren wir je nach dem Inhalt der Frage den Senat 
für Arbeitsrecht beim Obersten Gericht, den FDGB-Bun- 
desvorstand oder auch das Staatssekretariat für Arbeit und 
Löhne.

So wurden u. a. Fragen der Vorarbeit bei notwendigen 
Arbeitszeitverlagerungen, die Folgen der Aushilfstätigkeit 
in einem anderen Betrieb während des Bezugs der Mütter­
unterstützung (vgl. auch Fragen und Antworten, NJ 1980, 
Heft 4, S. 182), Fragen der Freistellung von alleinstehenden 
Werktätigen zum Arztbesuch mit ihrem Kind (§ 186 Abs. 2 
AGB) sowie das Aufsuchen der Schwangeren- und Mütter­
beratung (§ 248 AGB) und der Gewährung bezahlter Still­
pausen bei Heimarbeiterinnen beraten.

Die Ergebnisse der Problemberatungen sowie die Ant­
worten auf die von uns an die zentralen Organe weiter­
geleiteten Fragen werden jeweils Gegenstand der Fach­
richtertagungen des Senats für Arbeitsrecht des Bezirksge­
richts. Die Rechtskommission des FDGB-Bezirksvorstandes 
vermittelt ihrerseits die Ergebnisse den Sekretären für 
Arbeit und Löhne und den Rechtskommissionen der 
FDGB-Kreisvorstände.

So ist es möglich, daß auftretende Fragen umgehend ge­
klärt werden und gemeinsam erarbeitete Standpunkte sich 
schnell in der Praxis der Gerichte und in der Arbeit der 
Gewerkschaften und anderer Organe durchsetzen.

Diese Beratungen zeichnen sich in immer größerem Um­
fang dadurch aus, daß die beteiligten^Organe sich gegen­
seitig Informationen übermitteln, die für ihre Leitungs­
tätigkeit von Interesse sind (z. B. Schwerpunkte und Ten­
denzen in der Anwendung des sozialistischen Arbeitsrechts 
durch die Betriebe, Wirksamkeit der Rechtspropaganda 
durch Vorträge und Beiträge in der Bezirkspresse, Ergeb­
nisse der Zusammenarbeit der Organe in den Kreisen).

Es ist auch daran gedacht, zukünftig die dafür geeig­
neten Ergebnisse der operativen Überprüfungen zum Ar­
beitsrecht in die Beratungen einfließen zu lassen.


